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Baugestaltungssatzung der
Stadt Eisenach für den Be-

reich der Südstadt vom
23.03.2001

Die Bewahrung und behutsame Er-
gänzung der Villenkolonien in der Ei-
senacher Südstadt ist ein städtebauli-
ches, kulturelles und gesellschaftliches
Anliegen von hohem Rang und steht im
Interesse der Allgemeinheit. Das um
die Jahrhundertwende gewachsene
Formbild verlangt heute bei seiner
Fortentwicklung Rücksicht auf den hi-
storischen Baubestand und seine Ge-
staltungsmerkmale und -regeln, die
das eigenständige Wesen und die At-
mosphäre dieses Stadtteils geprägt
haben und auch künftig prägen sollen.

Durch Umbauten, Instandsetzungsar-
beiten und Neubauten dürfen der Cha-
rakter des vorhandenen Straßen- bzw.
Stadtbildes und vorhandene prägende
Sichtbeziehungen  nicht nachteilig ge-
ändert werden.  Alle baulichen Anlagen
im Geltungsbereich dieser Satzung
sollen so gestaltet werden, dass sich
ein städtebaulicher Zusammenhang
ergibt.

Aufgrund § 83 der Thüringer Bauord-
nung (ThürBO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 03.06.1994 (GVBl.
S. 553) und der §§ 21 und 29 Abs. 2
Nr. 2 der Thüringer Gemeinde- und
Landkreisordnung (ThürKO) in der
Fassung der Bekanntmachung vom
14.04.1998 (GVBl. S. 73) erlässt der
Oberbürgermeister der Stadt Ei-
senach die folgende, von der Auf-
sichtsbehörde mit Bescheid Nr.  (Ak-
tenzeichen) 211-4104-ESA-000 vom
19.02.2001 genehmigte Baugestal-
tungssatzung.

Erläuterungen zur Baugestaltungs-
satzung der Stadt Eisenach für den

Bereich der Südstadt

Die Gestaltungssatzung soll für das
künftige Baugeschehen in den Villen-
kolonien der Südstadt eine verbindli-
che Richtschnur sein. Während durch
die Erhaltungssatzung und die Aus-
weisung als Denkmalensemble vor-
nehmlich die Belange der Einfügung
in den städtebaulichen Kontext Be-
rücksichtigung finden, zielt die Ge-
staltungssatzung zuerst auf die Um-
setzung der gestalterischen Anforde-
rungen bei Umbau-, Renovierungs-
und Neubauvorhaben bezogen auf
das Einzelgebäude. Die Vorschriften
des Denkmal- und Erhaltungsrechts
und die Festsetzungen von Bebau-
ungsplänen bleiben von dieser Sat-
zung unberührt.
Die auch landschaftlich bemerkens-
werte Villenvorstadt stellt in städte-
baulicher wie architektonischer Hin-
sicht ein erstrangiges Zeugnis der
Baukultur im Übergang vom 19. zum
20. Jahrhundert dar. Im Zusammen-
wirken von Topographie, Landschaft,
städtebaulicher Struktur und der
Vielfalt bauzeittypischer Architektur-
formen ist in der Südstadt ein unver-
wechselbares, geschlossenes En-
semble erhalten geblieben, welches
es ohne Verfälschungen unserer Ta-
ge als Ganzes zu bewahren gilt. Durch
die Erarbeitung klar formulierter Leit-
bilder wird die Beurteilung von Ein-
zelmaßnahmen als Teil eines städte-
baulichen und gestalterischen Ge-
samtkonzepts erleichtert. Einige Leit-
gedanken werden bereits im Einfa-
chen Bebauungsplan, durch die Er-
haltungssatzung  sowie die Unter-
schutzstellung von Teilbereichen der
Südstadt als Denkmalensemble
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deutlich. Die Gestaltungssatzung
greift diese Gedanken auf und ergänzt
sie abrundend.
Die Gestaltung von baulichen Anla-
gen ist nicht allein eine auf das ein-
zelne Baugrundstück bezogene Auf-
gabe des Bauherren. Die Baugestal-
tung beeinflusst auch stets das Stra-
ßen-, Orts- und Landschaftsbild und
stellt damit eine wichtige öffentliche
Angelegenheit dar. Sanierung, Neu-
bau und Freiflächengestaltung stehen
daher gleichermaßen unter der Prä-
misse der Erhaltung, Pflege und har-
monischen Ergänzung des ganzheitli-
chen Ortsbildes und seiner schüt-
zenswerten Einzelbauten.

§ 1
Räumlicher Geltungsbereich

(1) Diese Satzung gilt für den Bereich
der Eisenacher Südstadt. Der Gel-
tungsbereich ist auf dem in der Anlage
beigefügten Lageplan (Maßstab 1 :
5000) mit schwarzen Strich- Punkt-
Linien abgegrenzt. Die vier Teilberei-
che liegen innerhalb dieser Kenn-
zeichnungen. Der Lageplan ist Be-
standteil dieser Satzung.

(2) Der räumliche Geltungsbereich
dieser Satzung ist auch als besonders
schutzwürdiges Gebiet der Stadt Ei-
senach festgelegt. Die Festsetzungen
erfolgen zum Schutz der Villenkolonien
der ”Südstadt” wegen ihrer geschicht-
lichen und städtebaulichen Bedeutung
sowie ihrer besonders erhaltenswerten
bauhistorischen Strukturen. Im Gel-
tungsbereich der Satzung sind alle
Werbeanlagen genehmigungspflichtig.

Der Geltungsbereich der Gestal-
tungssatzung ist aus dem Geltungs-
bereich der Erhaltungssatzung
”Südstadt” entwickelt und umfasst die
Villenkolonien der Südstadt:
- Predigerhöhe          - Marienhöhe
- Karthäuser Höhe     - Mariental
sowie Bereiche am Rhododendron-
garten, an der Waldschänke und an
der Phantasie.

Die Gestaltungssatzung führt mit der
Festlegung als schutzwürdiges Gebiet
neben den Vorschriften zur äußeren
Gestaltung baulicher Anlagen, Wer-
beanlagen und sonstiger Anlagen
und Flächen auch eine generelle Ge-
nehmigungspflicht für  alle Werbean-
lagen ein.
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§ 2
Sachlicher Geltungsbereich

(1) Diese Satzung gilt für alle Grund-
stücke, baulichen Anlagen, Werbean-
lagen, Warenautomaten und sonstigen
Anlagen, für die Festsetzungen in die-
ser Satzung getroffen sind.

(2) Diese Satzung gilt für alle nach der
Thüringer Bauordnung genehmigungs-
bedürftigen und genehmigungsfreien
Vorhaben, soweit diese die Grund-
stücke, baulichen Anlagen, Werbean-
lagen und sonstigen Einrichtungen
nach Absatz 1 betreffen.

Die Satzung findet Anwendung bei
allen baulichen und sonstigen Maß-
nahmen, die vom Regelungsinhalt
der Satzung betroffen sind, unabhän-
gig von ihrer baurechtlichen Geneh-
migungspflicht. Damit unterliegen
neben den baulichen Vorhaben ins-
besondere auch Belange der Mate-
rialwahl und Farbgestaltung baulicher
Anlagen und Werbeanlagen, die Ge-
staltung von Einfriedungen und Kfz-
Einstellplätzen und die Vorgartenge-
staltung den Satzungsbestimmungen.

§ 3
Fassaden

(1) Fassaden müssen ein klar ables-
bares Gliederungsprinzip aufweisen.
Die Gliederung der Fassaden mit
Sockel oder Sockelgeschoss,
Hauptwandscheibe und Hauptgesims
ist beizubehalten, zu erneuern und
auch bei Neubauten vorzusehen. Das
Sockelgeschoss muss sich plastisch
von der Restwandscheibe absetzen
und ist in unterschiedlichen Materialien
und/ oder Farben auszuführen.

Jedes Bauwerk muss als einheitliche
Konzeption geplant werden, in der
sämtliche Gebäudeteile aufeinander
bezogen sind. Fassadenänderungen
am Baubestand bedeuten damit im-
mer einen Eingriff in die maßstäbli-
chen  und formalen Bezüge der Bau-
werksteile zueinander. Neubau und
Sanierung verlangen demzufolge
gleichermaßen Rücksichtnahme und
Sorgfalt von allen am Bau Beteiligten.

(2) Neubaufassaden sind durch  cha-
rakteristische Merkmale der umge-
benden Villenarchitektur wie Erker,
Zwerchhäuser, Veranden, Balkone,
Treppentürme individuell zu gestalten.

(3) Fassaden sind plastisch zu glie-
dern, z.B. durch Gesimsbänder und
Friese, Konsolen, Mauerversätze,
Putzspiegel, Fensterfaschen, massive
Sohlbänke.

Zeitgemäße architektonische Inter-
pretationen der Villenbebauung we r-
den begrüßt, soweit sie eine neue
Ausdeutung der rahmensetzenden
strukturellen Gesetzmäßigkeiten des
Ensembles darstellen. Im Hinblick auf
vorhandene Blickbeziehungen ist die
umlaufende Gestaltung der Fassaden
bedeutsam.

(4) Bauteile von wissenschaftlicher,
künstlerischer, handwerklicher oder
heimatgeschichtlicher Bedeutung sind
an ihrem Standort zu belassen. Fas-
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sadendetails, insbesondere Sicht-
fachwerk und Sichtmauerwerk, dürfen
nicht verändert oder überdeckt wer-
den.

(5) Bei Um- und Ergänzungsbauten
und beim Abbruch von Gebäuden oder
Gebäudeteilen sind die im Absatz 4
Satz 1 genannten Bauteile an entspre-
chender Stelle wieder zu verwenden.

(6) Für die Gestaltung der Fassaden
sind die für die Südstadt charakteristi-
schen Materialien zu verwenden. Dazu
gehören Holz, Glas,  Putz, Natur- und
Werksteine sowie glatte Klinker. Das
Anbringen von ortsunüblichen Wetter-
schutzverkleidungen und Vorhangfas-
saden aus Faserzement, Blech oder
Kunststoff, Solaranlagen an der Wand-
fläche sowie Riemchen- und Fliesen-
verkleidungen ist unzulässig. Durch die
Wahl der Putzart oder Wärmedämm-
systeme dürfen fassadengliedernde
Gebäudemerkmale nicht überdeckt
oder verfälscht  werden.

(7) Bei der Farbgebung der Fassa-
den sind monochrome, intensive, glän-
zende, grelle und stark kontrastierende
Wandfarben nicht zulässig. Farbwech-
sel sind nur bei einer plastischen Zäsur
auf dem Untergrund (keine aufgemal-
ten Farbwechsel) und nicht an den
Kanten aufeinander treffender Wand-
scheiben (Hausecken) zugelassen.
Die Farbabstufung muss entsprechend
des Massenaufbaus des Gebäudes
erfolgen. Benachbarte Hauptgebäude
dürfen nicht mit der gleichen Fassa-
denfarbe versehen werden.

Die Farbwahl eines Gebäudes muss
auf vorgegebene  Materialwirkungen
abgestimmt werden und sich bei der
Abstufung der Hellbezugswerte an der
Gliederung des Gebäudes  orientie-
ren. So muss z.B. der (tragende) Sok-
kel regelmäßig dunkler als die Wand-
scheibe sein. Eine Farbe muss am
Gebäude deutlich dominieren. Eine
störende Farbenvielfalt ist auszu-
schließen.

(8) Veränderungen der Wandöffnun-
gen, der Fensterachsen und -
proportionen sind nicht zulässig.

Vorhandene lichte Öffnungsmaße
müssen erhalten bleiben. Fenster-
und Türöffnungen sollen weder besei-
tigt noch neu geschaffen werden. Die
Wiederherstellung eines zuvor verän-
derten oder entfallenen Fensterbe-
standes ist ausnahmsweise möglich.
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(9) Fenster ab 0,5 m² Scheibenfläche
sind mit bauzeittypischer Teilung aus-
zuführen. Bauzeittypisch sind profilierte
Kämpfer, Pfosten und Sprossen. Ab
einer lichten Öffnungsbreite von 1,00 m
sind Fenster einfach, ab 1,60 m zwei-
fach vertikal zu teilen. Fenster mit ver-
spiegelten Gläsern und Glasbausteine
sind unzulässig.

Ursprüngliche Fensteraufteilungen
sind beizubehalten, d. h. bei Erneue-
rungsarbeiten wieder herzustellen.
Ausnahmen sollen insbesondere bei
notwendigen Abweichungen wegen
bauphysikalischer Anforderungen
gewährt werden, wenn die Fenster von
allen der Öffentlichkeit zugänglichen
Flächen nicht einsehbar sind oder
wenn durch die Teilung keine gestal-
terische Verbesserung eintritt. Soweit
es  zur Ausbildung der Profile notwe n-
dig ist, sind Fenster in Holz auszufüh-
ren.

(10) Fenstergitter und Fensterläden
sind zu erhalten und ggf. zu ergänzen.

(11) Rolläden sind mit innenliegenden
oder innenbündigen Rollkästen aus-
zuführen, welche im hochgezogenen
Zustand von außen nicht sichtbar sind.
Außenjalousetten sind nur an Neu-
bauten zulässig. Markisen dürfen
gliedernde Architekturteile wie Gesim-
se und Lisenen sowie Architekturde-
tails wie Fassadenmalereien, Baupla-
stiken, Friese u.a. nicht überdecken.

Markisen sind in Form, Material und
Farbe auf das Gebäude abzustim-
men.

(12) Haustüren sind nach bauzeittypi-
schem Vorbild grundsätzlich als profi-
lierte Holztüren auszuführen. Baude-
tails an Haustüren mit kunsthistori-
schem Wert wie Beschläge, Vergla-
sungen, Türdrücker, Glockenzüge,
Vergitterungen, Schilder, Zeichen, In-
schriften oder Lampen sind an Ort und
Stelle aufzuarbeiten.

Soweit der vorgefundene Bestand
vom Zustand, Sicherheitsstandard
oder baukünstlerischen Wert her die
Forderung nach Erhalt rechtfertigt,
sollen die Originalhaustüren ganz-
heitlich erhalten werden.

(13) Neue Balkone oder Loggien an
bestehenden Gebäuden sind so anzu-
ordnen, dass sie vom das Grundstück
unmittelbar erschließenden Straßen-
raum nicht einsehbar sind. Bei Neu-
bauten sind übereinanderliegende
Balkone gleicher Geometrie gestalte-
risch als einheitliches Bauwerksteil
darzustellen.

Balkone an Altbauten dürfen nicht als
ergänztes Bauwerksteil wirken. Bei der
Gestaltung der Balkone ist darauf
Wert zu legen, dass die Wirkung der
Fassade durch die Transparenz der
Geländer vollständig erhalten bleibt.
Massive Brüstungen sind daher in der
Regel nicht zulässig.
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(14) Balkongeländer dürfen nicht
blickdicht gestaltet werden. Sie sind
mit Gliederungen in stehendem Format
auszuführen.

Sind solche Anlagen nicht vom öf-
fentlichen Straßenraum einsehbar,
werden i.d.R. keine besonderen An-
forderungen an ihre Gestaltung zu
erheben sein.

§ 4
Dachlandschaft

(1) Im Satzungsgebiet sind die cha-
rakteristischen individuell gestalteten
Steildächer mit einer Mindestneigung
von 15 ° auszuführen. Die Änderung
der Firstrichtung oder Dachneigung
vorhandener Gebäude ist nicht ge-
stattet.

Die Dachlandschaft ist durch Formen-
reichtum mit individuellen Sonder-
dachformen geprägt.

(2) Die Eindeckung des Hauptda-
ches muss mit roten, braunen oder
schwarzen Ziegeln oder Dachsteinen
oder mit Naturschiefer erfolgen. Well-
platten, Kunststoff- und Bahneneindek-
kungen sowie Glasziegel sind unzuläs-
sig. An Neubauten sind auch matte
Blecheindeckungen zulässig.

(3) Dachöffnungen sind als Gauben
auszuführen bzw. wieder herzustellen.
Gauben müssen einen Abstand von
mindestens einem Sparrenfeld unter-
einander und vom Rand der betreffen-
den Dachfläche einhalten. Die Seiten-
flächen der Gauben müssen farblich
von der Eindeckung des Hauptdaches
abweichend verkleidet werden.

In der Südstadt überwiegen als Ein-
deckung rote und braune Tonziegeln
sowie schwarzer Schiefer. Metallisch
glänzendes Material ist untypisch.

(4) Dachflächenfenster und
Dacheinschnitte sind nur in Dachflä-
chen gestattet, die vom das Grund-
stück unmittelbar erschließenden
Straßenraum nicht einsehbar sind.
Liegende Dachfenster sind durch Ver-
wendung entsprechender Eindeck-
rahmen annähernd flächenbündig und
farbharmonisch mit der Dachhaut aus-
zuführen.

In Ausnahmefällen müssen sich lie-
gende Dachfenster und Dachein-
schnitte in Art, Proportion, Anzahl  und
Anordnung in die Gesamtstruktur von
Dach und Gebäude einfügen.

(5) Solaranlagen und sonstige An-
lagen über Dach, wie z.B. Antennen,

Bei der  Integration von Sonnenkol-
lektoren in vom öffentlichen Straßen-
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dürfen den Dachfirst nicht überragen.
Sie sind - soweit technisch möglich -
nicht auf Dachflächen anzubringen, die
vom das Grundstück unmittelbar er-
schließenden Straßenraum einsehbar
sind.

raum aus einsehbare Dachflächen
kann bei harmonischer Abstimmung
auf die Geometrie der Dachhaut im
Regelfall nicht von einer störenden
Wirkung im Straßenraum ausgegan-
gen werden. Zu beurteilen ist insbe-
sondere auch die gestalterische Wir-
kung von Antennen, Parabolspiegeln,
Masten, Aufzugsschächten, Kaminen
und deren Abdeckungen, Blitzablei-
tern und sämtlichen Anlagen der
technischen Gebäudeausrüstung.

§ 5
Werbeanlagen, Warenautomaten

und Schaukästen

Soweit Werbung in der Südstadt auf-
grund der überwiegenden Wohnnut-
zung der Gebäude überhaupt eine
Berechtigung hat, sollte sie zu ihrer
ursprünglichen Funktion als wegwe i-
sende Dekoration durch Schilder und
Zeichen zurückfinden und sich auf
eine im allgemeinen Interesse lie-
gende Signalwirkung beschränken.
Übergeordnete Bezüge der Orientie-
rung und Stadtbildcharakteristik dür-
fen nicht beeinträchtigt werden. Wer-
bung muss in der formalen Erschei-
nung eines Gebäudes oder Grund-
stückes aufgehen.

(1) Werbeanlagen dürfen nur an der
Stätte der Leistung angebracht wer-
den.

Werbeanlagen, die der Bewerbung
einer gewerblichen Tätigkeit an einem
anderen Ort oder überwiegend der
Markenwerbung (Fremd-reklame)
dienen, sind nicht zulässig.

(2) Für jeden Betrieb ist nur eine Wer-
beanlage zulässig. An Eckgebäuden
darf ausnahmsweise an jeder Stra-
ßenfassade je eine Werbeanlage an-
gebracht werden.

(3) An Gebäuden darf Werbung nur in
der Erdgeschosszone angebracht
werden.

Eine Häufung gleicher oder miteinan-
der unvereinbarer Werbeanlagen in
einem Sichtbereich ist nicht gestattet.
Werbeanlagen können aus mehreren
Teilen bestehen, müssen aber ein-
heitlich gestaltet sein.

(4) Auf der Wandfläche befestigte
Fassadenwerbung ist mit Einzel-
buchstaben auszuführen oder aufzu-

Werbeanlagen sind in Anordnung,
Größe, Form, Farbe und Lichtwirkung
dem Umgebungscharakter anzupas-
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malen. Unzulässig sind Lichtwerbung
und bewegliche Werbeanlagen. Indi-
rekt beleuchtete  (Schattenschrift) und
angestrahlte Schriftzüge sind zulässig.

(5) Leuchtkästen sind nur in Form
von Auslegern als Hinweis für Gast-
stätten, Pensionen, Not- und Hilfsdien-
ste zulässig.

sen und müssen im Gesamtbild des
Straßenraumes untergeordnet blei-
ben. Werden benachbarte Werbean-
lagen in einem räumlichen Kontext
wirksam, dürfen sie keine gestalteri-
schen Konflikte durch deren gemein-
same Wirkung im öffentlichen Raum
begründen.

(6) Werden Ausleger errichtet, so
müssen diese mindestens 0,70 m von
der Fahrbahn entfernt sein. Die Unter-
kante muss mindestens 2,50 m über
dem Bürgersteig liegen. Die Ausleger
dürfen Tafeln bis 0,5 m² Größe tragen.
Ausleger dürfen nicht selbstleuchtend
sein.

(7) Werbeanlagen dürfen gliedernde
Architekturteile und baukünstlerische
Details nicht in störender Weise be-
decken oder überschneiden.

Werbeanlagen dürfen ein Gebäude
nicht dominieren und sind auf die
Fassadengestaltung  abzustimmen.
Sie dürfen Gebäude nicht in ihrer
städtebaulichen oder architektoni-
schen Wirkung beeinträchtigen bzw. in
ihrer baukünstlerischen oder stadtge-
schichtlichen  Bedeutung verfälschen.
Vertikale Schriftzüge sind nur dann
ausnahmsweise zuzulassen, wenn sie
in die Gesamtkonzeption des Gebäu-
des integrierbar sind.

(8) Unbeleuchtete Schilder bis zu ei-
ner Größe von 0,1 m², die flach auf der
Wand aufliegen oder an Einfriedungen
angebracht werden, bedürfen keiner
Genehmigung. Sie dürfen keine Ar-
chitekturdetails verdecken.

(9) Schaukästen und Warenauto-
maten an Gebäuden sind fassaden-
bündig anzubringen.

Von der Genehmigungspflicht ausge-
nommen sind insbesondere Praxis-
schilder und Hinweise auf Bürozeiten
freiberuflich Tätiger.

§ 6
Nebenanlagen, Garagen, Einstell-
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plätze, Einfriedungen

(1) Nebengebäude und Garagen sind
in Materialwahl, Dachform und  Farb-
gebung wie das Hauptgebäude aus-
zuführen.

(2) Garagen in Hanglage sind bei aus-
reichender Geländeneigung mit erd-
gedecktem Flachdach auszubilden.
Die Garagenfront ist mit einer Attika zu
versehen oder in eine vorhandene
Stützmauer zu integrieren. Auf ge-
meinsamer Grenze errichtete Garagen
sind einheitlich zu gestalten. Gara-
gentore sind als Flügeltore mit senk-
rechten Profilierungen oder Kassettie-
rungen auszuführen und farblich zu be-
handeln.

Garagen mit Flachdach sind nicht
zugelassen. Garagentore sind geglie-
dert und vorzugsweise zweiflügelig
auszuführen. Dabei soll die Formen-
sprache der vorhandenen Gebäude
und Anlagen als Vorbild und  als
Leitfaden für die handwerkliche Aus-
führung dienen. Unbehandelte Holz-
oder Metalloberflächen sind uner-
wünscht. Mehr als 3 Garagen sollten
keinesfalls in Reihe errichtet werden.

(3) Kfz- Einstellplätze sind mit was-
sergebundenen Decken oder teilver-
siegelnden Belägen auszuführen.
Stellplätze sind durch Hecken und
Sträucher so einzugrünen, dass sie
vom das Grundstück unmittelbar er-
schließenden Straßenraum nicht direkt
eingesehen werden können.

(4) Mülltonnenabstellplätze, zu be-
festigende Vorplätze und Gartenter-
rassen dürfen nicht betoniert oder
asfaltiert werden.

Geeignete Beläge sind Rasenwaben-
gitter oder in Sand verlegtes Pflaster,
ggf. auch Ökopflaster. Eine vollver-
siegelnde Ausführung, z.B. in Beton
oder Asphalt, ist also nicht zulässig.

(5) Außentreppen sind mit Natur-
oder Werkstein auszuführen oder zu
verkleiden. Stütz- und Böschungs-
mauern dürfen auch mit Putzflächen
und oberflächenveredeltem Ortbeton
ausgeführt werden.

Ortsüblicher Naturstein wie Granit,
Sandstein oder Travertin oder die
Verwendung von Klinkern ist der Ver-
wendung industrieller Fertigbauele-
mente vorzuziehen.

(6) Grundstücke sind zum öffentlichen
Straßenraum hin vollständig einzufrie-
den. Einfriedungen aus Flechtgittern
und Maschendraht sowie Jägerzäune
sind straßenseitig unzulässig. Für
Sockelmauern von Einfriedungen gel-
ten die Anforderungen nach Absatz 5.
Sockelmauern sind durch Pfeiler und

Bei der Instandhaltung von Einfrie-
dungen ist besonderer Wert auf die
Erhaltung von Mauern, Sockeln,
Pfeilern, Gliederungen, Abdeckun-
gen, Zieraufsätzen und  -stäben zu
legen. Die Einfriedung  soll ein ables-
bares Parzellenbild gewährleisten.
Die vollständige Einfriedung schließt
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Mauerabdeckungen zu gliedern. die Bereiche von Zufahrten und Zu-
wegungen mit ein.

§ 7
Vorgärten

Grünflächen im von öffentlichen Ver-
kehrsräumen einsehbaren Umgriff der
Gebäude sind gärtnerisch zu gestalten
und dürfen nicht als  Arbeits- und La-
gerflächen genutzt werden.

Soweit Feuerwehraufstellflächen er-
forderlich sind, sollen diese mit Erd-
deckung  ausgeführt und vor regel-
mäßiger Befahrung gesichert werden.

§ 8
Abweichungen

(1) Abweichungen von den Vorschrif-
ten dieser Satzung können gemäß §
68 Absatz 2 der Thüringer Bauordnung
zugelassen werden.

(2) Ist für eine bauliche Anlage, andere
Anlagen oder Einrichtungen, die keiner
Genehmigung bedürfen, eine Abwei-
chung erforderlich, so ist diese gemäß
§ 68 Absatz 3 der Thüringer Bauord-
nung schriftlich zu beantragen.

Von Vorschriften dieser Satzung kön-
nen durch die Untere Bauaufsichts-
behörde Ausnahmen gewährt werden,
wenn sie mit den öffentlichen Belan-
gen auch unter Würdigung nachbarli-
cher Interessen vereinbar sind. Die
durch diese Satzung  beabsichtigte
Gestaltung von Gebäuden sowie des
Orts-, Straßen- und Landschaftsbil-
des, der authentische Charakter, die
künstlerische Eigenart und die städ-
tebauliche Bedeutung von Gebäuden
und Straßenräumen dürfen durch
Ausnahmen nicht beeinträchtigt we r-
den.
Wenn die Durchführung der Vorschrift
im Einzelfall zu einer unbilligen Härte
führen würde oder das Wohl der All-
gemeinheit die Abweichung erfordert,
kann von der Einhaltung der Vor-
schriften ganz oder teilweise befreit
werden.
Ausnahmen können auch dann ge-
währt werden, wenn die abweichende
Gestaltung den Zielen der Satzung
eher entsprechen würde oder diese
unerheblich ist oder nur unter erhebli-
chen Schwierigkeiten eine satzungs-
gerechte Gestaltung möglich ist.

§ 9
Ordnungswidrigkeiten

(1) Nach § 81 Abs. 1 der Thüringer

  Für die Erhaltung und Pflege der
Bauwerke und baulichen Anlagen
aller Art sind die Rechtsträger und
Eigentümer verantwortlich. Sie sind
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Bauordnung handelt ordnungswidrig,
wer vorsätzlich oder fahrlässig entge-
gen der Inhalte dieser Satzung handelt.
Ordnungswidrig handelt insbesondere,
wer

• entgegen der Bestimmungen des §
3 dieser Satzung Gebäudefassaden
gliedert oder gestaltet, gestaltrele-
vante Bauteile hinzufügt oder ent-
fernt, Fassadendetails verändert,
überdeckt oder Fassaden verklei-
det, Materialien oder Farben ver-
wendet,

• entgegen der Bestimmungen des §
4 dieser Satzung Dächer ausführt
oder verändert, eindeckt, Dachauf-
bauten oder Dachöffnungen vor-
nimmt oder unzulässige Anlagen
über Dach führt,

• entgegen der Bestimmungen des §
5 dieser Satzung Werbeanlagen,
Warenautomaten oder Schaukästen
anbringt,

• entgegen der Bestimmungen des §
6 dieser Satzung Nebenanlagen,
Garagen und Stellplätze ausführt,
unzulässige Oberflächenmaterialien
verwendet, satzungswidrige Einfrie-
dungen vornimmt oder Grundstücke
straßenseitig nicht einfriedet oder

• entgegen der Bestimmungen des §
7 dieser Satzung Grünflächen nicht
gärtnerisch gestaltet.

 

verpflichtet, für alle baulichen und
gestalterischen Maßnahmen an Ge-
bäuden und unbebauten Flächen,
einschließlich aller Maßnahmen zu
Reklamezwecken und Sichtwerbung
die Baugenehmigung der Stadt Ei-
senach einzuholen.

 Genehmigungspflichtig sind insbe-
sondere alle Veränderungen an
Bauten und baulichen Anlagen in La-
ge, Höhe und Umriss, Bauart und
Baustoff, Maßstab, Form- und Farb-
gebung, Dachgestaltung sowie  die
Behandlung von Wandflächen und
Fassaden aller Art. Die Satzung gilt
auch für alle baulichen Anlagen und
Maßnahmen, welche keiner Bauge-
nehmigung bedürfen. Durch die Ge-
staltungssatzung wird eine denkmal-
rechtliche Erlaubnispflicht nicht er-
setzt.
 Das Gesetz über Ordnungswidrigkei-
ten (OWiG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. Februar 1987
(BGBl. I S. 602) findet in der jeweils
gültigen Fassung Anwendung. Ord-
nungswidrig handelt, wer einer auf-
grund dieser Satzung ergangenen
vollziehbaren Anordnung  zuwider-
handelt oder wider besseres Wissen
unrichtige Angaben macht oder un-
richtige Pläne oder Unterlagen ein-
reicht, um einen nach dieser Satzung
vorgesehenen Verwaltungsakt zu ver-
hindern oder zu erwirken.

 (2) Die Ordnungswidrigkeit kann ge-
mäß § 81 Abs. 3 der Thüringer Bau-
ordnung mit einer Geldbuße bis zu
50.000,00 Euro geahndet werden.

 

  In wichtigen Fällen kann - insbeson-
dere im Zusammenhang mit einer
Beseitigungsanordnung - die Wieder-
herstellung eines ohne Genehmigung
beseitigten früheren Zustandes gefor-
dert werden.

 § 10
In- Kraft- Treten

 Die Satzung tritt am Tage nach ihrer
öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

  Mit Beschluss der nebenstehenden
Satzung wurden diese Erläuterungen,
welche die Inhalte der Satzung erklä-
rend und ergänzend untersetzen und
ausschließlich empfehlenden Cha-
rakter tragen, durch den Oberbürger-
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 ausgefertigt:
Eisenach, den 23.03.2001
 Stadt Eisenach
 

 

 

 

 gez. Schneider
 Der Oberbürgermeister      - Siegel -

meister der Stadt Eisenach gebilligt.
Sie sind wie die nachfolgenden Hin-
weise für den Bauherren nicht Be-
standteil der rechtsverbindlichen
Satzung. Sie dienen als Entschei-
dungshilfe bei der Beurteilung von
Einzelvorhaben. Mit der Bindung der
Verwaltung, auf dieser Grundlage das
Ortsbild der Südstadt positiv zu ge-
stalten, ist gleichzeitig eine Aufforde-
rung an die Bürger der Stadt Ei-
senach verbunden, an dieser Aufgabe
unmittelbar mitzuwirken.

 

 ...........................................................................................................................................................................................................................................(Thür. Allgemei-
ne Nr. 76 v. 30.03.2001, Eisenacher Presse- Thür. Landeszeitung Nr. 76 v. 30.03.2001), erlassen
durch den Oberbürgermeister der Stadt Eisenach am 23.03.2001, in Kraft getreten am 11.04.2001

 geändert durch 1. Änderungssatzung (Änderung § 9 Abs. 2- Euroumstellung) vom 20.02.2002
(Thür. Allgemeine Nr. 46 v. 23.02.2002, Eisenacher Presse- Thür. Landeszeitung Nr. 46 v.
23.02.2002), erlassen durch den Oberbürgermeister der Stadt Eisenach am 20.02.2002, in Kraft
getreten am 24.02.2002

 Satzungstext abgedruckt in der Fassung der letzten Änderung

 

 

 Baugestaltungssatzung Südstadt - Ergänzende Hinweise an den Bauherren
 

 Einzureichende Beurteilungsgrundlagen

 Um eine umfassende Beurteilung der städtebaulichen Gesichtspunkte, insbe-
sondere der harmonischen Übereinstimmung eines Neubauvorhabens mit sei-
ner Umgebung zu ermöglichen, soll mit dem Bauantrag zusätzlich zu den übli-
chen Bauvorlagen eine zeichnerische und schriftliche Darstellung der Merkmale
des Neubauvorhabens und seiner umgebenden Bebauung erbracht werden.

 Jedes Gebäude kann seine architektonische Qualität aus der Harmonie seiner
Proportionen, der verwendeten Materialien und der Übereinstimmung von inne-
rer und äußerer Form beziehen. Gleichberechtigt, eigentlich übergeordnet, ist
aber die städtebauliche Qualität zu sehen, die Harmonie in der Erscheinung des
Ensembles, die davon abhängig ist, ob sich das Gebäude in die Geschlossen-
heit seiner Umgebung einfügt oder nicht. Es ist daher vorgesehen, im Einzelfall
vom Bauantragssteller den Nachweis darüber zu verlangen, wie weit sich sein
geplantes Vorhaben in den gegebenen Zusammenhang fügt. Die Darstellung
folgender gestaltgebender Bebauungsmerkmale kann im Sinne einer
Baustrukturanalyse der umgebenden Bebauung  notwendig sein:

• Verlauf der Gebäudefluchten
• Breitenmaß der Baukörper
• Gebäudekonturen
• Fassadenproportionen



13 61.02

• Struktur der Baukonstruktion
• plastische Gliederung und Ornamentik der Fassaden
• Verhältnis der Öffnungen zu den geschlossenen Wandflächen
• Gliederung der Öffnungen
• Materialien und Farben
• farbgetreue Wiedergabe von Werbeanlagen
• Dachentwässerung und technische Gebäudeausrüstung

Der Maßstab der Darstellung soll sich nach den konkreten Erfordernissen
richten. Eine Darstellung im Modell kann verlangt werden.

Für die Entscheidung über die farbliche Behandlung der Fassade kann ein
Farbmuster auf der straßenseitigen Hauptfassade gefordert werden.


